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Vorwort 

Wegen gesetzlicher Änderungen wurde eine 2. aktualisierte Auflage erstellt. Änderungen er­

geben sich insbesondere aufgrund des novellierten Pflanzenschutzgesetzes. Die geänderten 

bzw. neuen Aufgaben sind durch Unterstreichung gekennzeichnet. 

A. Einleitung 

Es werden die Aufgaben der BBA, orientiert an rechtlichen Grundlagen, dargestellt. Unab­

dingbar ist hierbei die Forschung, die Erkenntnisse verschafft und die vielfältigen Aufgaben 

begleitet, womit aber auch die Entscheidungen beobachtet und überprüft werden. Mit der For­

schung kann den in den Aufgaben zum Ausdruck gekommenen Zielsetzungen Rechnung ge­

tragen werden. (§ 33 Abs. 2 Nr. 2 PflSchG). 

B. Begriffsbestimmung 

1. Erlaß von Verwaltungsakten: 

Ein Verwaltungsakt istjede Verfügung, Entscheidung oder andere hoheitliche Maßnahme im 

Einzelfall mit Außenwirkung (§ 35 VwVfG). Entscheidend ist nicht die Bezeichnung, sondern 

der Inhalt. Die Behörde muß eine einseitige, für den Betroffenen unmittelbar verbindliche und 

in. der Sache abschließende Entscheidung treffen. Die Regelung erfolgt kraft hoheitlicher 

Gewalt. Die hoheitliche Gewalt ergibt sich grundsätzlich aus einer gesetzlichen Grundlage. 

2. Schlicht hoheitliches Handeln: 

Schlicht hoheitliches Handeln differenziert sich von dem Erlaß von Verwaltungsakten da­

durch, daß die Maßnahme keinen Entscheidungscharakter hat, z. B. bloße Mitteilungen an 

Dritte. 

3. Amtshilfe: 

Begriff, Umfang, Durchführung und Kosten der Amtshilfe sind in§§ 4 bis 8 VwVfG geregelt. 

Unter Amtshilfe wird die Behördenhilfe, Hilfe von Behörde zu Behörde, damit Hilfe im 

Staatsbereich, verstanden. Ein Rechtsanspruch des Bürgers besteht darauf nicht, da allein 
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staatsinterne Befugnisse und Pflichten begründet werden. Amtshilfe ist Hilfe auf Ersuchen 

außerhalb des regulären Aufgabenbereiches der ersuchten Behörden. 

Das Recht der Amtshilfe findet daher keine Anwendung, wenn 

- die begehrte Amtshandlung von Rechts wegen eine eigene Aufgabe der ersuchten Behörde 

ist (z. B. Beratung der Bundesregierung auf dem Gebiet des Pflanzenschutzes gern. § 33 

Abs. 2 Nr. 1 PflSchG - eine informationelle, abgegebene Hilfeleistung; die Prüfung von 

Pflanzen aufihre Widerstandsfahigkeit gegen Schadorganismen gern. § 33 Abs. 2 Nr. 7 

PflSchG) oder 

- die begehrte Amtshandlung eine stellvertretende Verfahrenserledigung in toto wäre. Arti­

kel35 GG gibt keinen Anspruch zur Begründung einer Zuständigkeit. Kompetenzverschie­

bende Aufgabenverlagerungen sind nur auf dem Wege der Delegation möglich. Nur un­

selbständige Teilabschnitte des Gesamtverfahrens lassen sich im Wege der Amtshilfe 

durch die ersuchte Behörde vorantreiben und erledigen. 

- die begehrte Amtshandlung zu einer Erweiterung der Kompetenz der ersuchten Behörde 

führen würde. Das fiir die ersuchte Behörde geltende Recht bestimmt und begrenzt die Er­

füllungen des Amtshilfeersuchens. 

- die begehrte Amtshandlung zu einer Verletzung der Geheimhaltungspflichten führen wür­

de, wenn die Vorgänge nach einem Gesetz oder ihrem Wesen nach geheim gehalten wer­

den müssen (z. B. § 5 Abs. 2 S. 2 VwVfG). 

4. Pflichtaufgaben: 

Unter Pflichtaufgaben werden solche Aufgaben verstanden, die kraft Gesetzes zu leisten sind, 

ohne eine unmittelbare Außenwirkung auf den Bürger zu entfalten (z. B. § 33 Abs. 2 

PflSchG). 

Darüber hinaus gibt es Aufgaben der BBA, die nicht generell, sondern im konkreten Einzelfall 

wahrzunehmen sind (z. B. Prüfung von Pflanzenschutzgeräten gern.§ 33 Abs. 2 Nr. 5 i.V.m. 

§ 27 PflSchG). Diese Aufgabe entfaltetjedoch mit ihrer Wahrnehmung unmittelbare Außen­

wirkung auf den Bürger, da beispielsweise mit der Prüfung des Pflanzenschutzgerätes ent­

schieden wird, ob dieses Gerät den Anforderungen nach § 24 PflSchG entspricht. Die Ent­

scheidung stellt damit einen Verwaltungsakt dar. 
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5. Mitwirkungspflichten: 

Die Mitwirkungspflichten der BBA sind solche Pflichten, die nicht verwaltungsintern sind, 

sondern im Ergebnis Rechte, berechtigte oder rechtliche Interessen des Bürgers oder mit eige­

nen Rechten ausgestattete juristische Personen betreffen. Diese Mitwirkungspflichten sind 

Teil eines Verwaltungsverfahrens. 

6. Aufgaben kraft Sachzusammenhangs: 

Darunter werden Aufgaben verstanden, die der BBA aufgrund der Sachnähe zu ihren Aufga­

benbereichen aus dem Pflanzenschutz-, Chemikalien-, Gentechnik- oder Bundesseuchenge­

setz zustehen. 

C. Aufgaben der BBA 

1. Pflanzenschutzgesetz (PflSchG) vom 14.05.1998 (BGBI. I S. 971, ber. S. 1527, 3512) 

1.1 Verwaltungsakte: 

Pflanzenschutzmittel 

• Zulassung von Pflanzenschutzmitteln gern. §§ 15, 15b, 15c 

•Erneute Zulassung von Pflanzenschutzmitteln gern.§§ 16 Abs. 1, 16 Abs. 2 

• Festsetzung der Anwendungsgebiete und Anwendungsbestimmungen entsprechend § 15 

Abs.2 

• Feststellung gern. § 45 Abs. 9 Nr. 1, dass die Pflanzenschutzmittel einem in der BRD 

zugelassenen Pflanzenschutzmittel entsprechend gern. § 15 Abs. 3 Nr. 2 

• Vemflichtung des Zulassungsinhabers Angaben und Unterlagen vorzulegen 

gern. § 16 Abs. 3 i. V .m. Abs. 1 und 2 

• Genehmigung der Anwendung eines zugelassenen Pflanzenschutzmittels in einem anderen 

Anwendungsgebiet gern. § 18, 18a 

• Genehmigung für das Inverkehrbringen oder die Einfuhr nicht zugelassener Pflanzenschutz­

mittel gern. 

§ 11 Abs. 2 Nr. 1 

§ 11 Abs. 2 Nr. 2 

§ 11 Abs. 2 Nr. 3 

• Entscheidung über die Verwertung von Unterlagen eines Vorantragstellers zugunsten des 

(Zweit-)Antragstellers gern. § 14 Abs. 1 S. 2 
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• Entscheidung über die Aussetzung des Zulassungsverfahrens des Zweitantragstellers gern. 

§ 14 Abs. 2 

• Entscheidung über die Aussetzung des Zulassungsverfahrens des Zweitantragstellers bei 

Verwertung neuer Erkenntnisse gern. § 14a Abs. 2 

• Entscheidung der BBA, welche Unterlagen von mehreren Zulassungsinhabern für bereits zu­

gelassene Pflanzenschutzmittel vorgelegt werden müssen gern.§ 14b S. 1 

• Entscheidung der BBA darüber, wenn inhaltlich gleiche Unterlagen im laufenden Zulas­

sungsverfahren gefordert werden gern.§ 14b S. 3 

• Nachforderung von Unterlagen vom Zulassungsinhaber zum Nachweis der Zulassungsvor­

aussetzung gern.§ 15a Abs. 1 

• Verpflichtung des Zulassungsinhabers Angaben und Unterlagen gern. § 15a Abs. 1 u. 2 der 

Kommission der EG und den anderen Mitgliedstaaten vorzulegen gern. § 15a Abs. 3 

• Widerruf der Zulassung gern.§§ 16 Abs. 1, 16 Abs. 2, 16 Abs. 3 

• Rüclmahme der Zulassung gern. § 16 Abs. 4 

• Ruhen der Zulassung gern. § 16a Abs. 5 

• Feststellung des Vorliegens der Voraussetzungen der Rüclmahme oder des Widerrufs gern. 

§ 16b Abs. 2 S. 1 i.V.m. § 16 a 

• Erlaß eines Bußgeldbescheides wegen unterlassener oder nicht rechtzeitiger Vorlage neuer 

Erkenntnisse an die Kommission der EU oder Behörden anderen Mitgliedstaaten gern. § 15a 

Abs. 3 auch i.V.m. § 15b Abs. 8 oder§ 15c Abs. 1 S. 2 (§ 40 Abs. 1 Nr. 2a) 

• Erlaß eines Bußgeldbescheides wegen Unterlassung der unverzüglichen Anzeige neuer 

Erkenntnisse gern. § 15a Abs. 2 S. l, auch i.V.m. §§ 15 b Abs. 8, 15c Abs. 1 S. 2 oder 18 

Abs. 2 C§ 40 Abs. 1 Nr. 8) 

• Erlaß eines Bußgeldbescheides wegen unterlassener, nicht richtiger, nicht vollständiger, 

nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig erstatteter Meldung gern. § 19 

Abs. 1 S. 1 u. 2 (§ 40 Abs. 1 Nr. 8) 

Pflanzenschutzgeräte 

• Prüfung der Pflanzenschutzgeräte gern. § 27 Abs. 1 

• Löschung der Eintragung in die Pflanzenschutzgeräteliste gern. § 28 Abs. 1 

• Anordnung der Übersendung eines Pflanzenschutzgerätes gern. § 27 Abs. 2 

• V erzieht auf die Erklärung gern. § 25 Abs. 5 

• Prüfung von Pflanzenschutzgeräten nach der Entgegennahme der Anmeldung gern. § 33 

Abs. 2Nr. 5 

• Prüfung von Geräten und Einrichtungen, die im Pflanzenschutz benutzt werden, aber keine 

Pflanzenschutzgeräte sind gern. § 33 Abs. 3 Nr. 3 

• Erlaß eines Bußgeldbescheides wegen unterlassener, nicht richtiger, nicht vollständiger oder 

nicht rechtzeitiger Erklärung gern. § 15 Abs. 1 bis 3 i.V.m. § 6 Pflanzenschutzmittelverord­

nung vom 28. Juli 1997 i.d.F. vom 17. Aug. 1998 CBGBl. I S. 2156) (§ 40 Abs. 1 Nr. 14) 
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• Erlaß eines Bußgeldbescheides wegen Nichteinreichung neuer Unterlagen oder Ergänzung 

der Unterlagen gern.§ 25 Abs. 2 (§ 40 Abs. 1 Nr. 14) 

Pflanzenzusatzstoffe 

• Entscheidung über die Aufnahme in die Liste gern. § 31 c Abs. 1 

• Streichung aus der Liste gern. § 31c Abs. 2 S. 1 i.V .m. § 31 b Abs. 2 

durch 

die Abteilung fiir Pflanzenschutzmittel und Anwendungstechnik (die Abteilung fiir nationale 

und internationale Angelegenheiten der Pflanzengesundheit und die Institute leisten hierbei 

wissenschaftliche Zuarbeit, dies umfasst insbesondere Wirksamkeit und Pflanzenverträglich­

keit). 

Pflanzenstärkungsmittel 

• Entscheidung über die Aufnahme in die Liste gern. § 31a 

• Streichung aus der Liste gern. § 31 b Abs. 1 

durch 

das Institut fiir integrierten Pflanzenschutz. 

1.2 Schlicht hoheitliches Handeln: 

• Veröffentlichung einer beschreibenden Liste der zugelassenen Pflanzenschutzmittel gern. 

§ 33 Abs. 4 

• Veröffentlichung der in die Pflanzenschutzgeräteliste eingetragenen bzw. gelöschten Pflan­

zenschutzgeräte gern. § 26 Abs. 2 

• Veröffentlichung der in der Liste eingetragenen und gestrichenen Zusatzstoffe gern. § 31 c 

Abs. 2 i.V.m. § 31b Abs. 3 

durch 

die Abteilung fiir Pflanzenschutzmittel und Anwendungstechnik 

• Veröffentlichung der in der Liste eingetragenen und gestrichenen Pflanzenstärkungsmittel 

gern.§ 31b Abs. 3 

• Aufuahme von Stoffen und Zubereitungen zur Herstellung und Anwendung von Pflanzen­

schutzmitteln im eigenen Betrieb in eine Liste und Veröffentlichung der Liste gern. § 6a 

Abs. 4 S. 2 u. 3 

durch 

das Institut fiir integrierten Pflanzenschutz. 

• Die Untersuchung von Bienen auf Schäden durch zugelassene Pflanzenschutzmittel gern. 

§ 33 Abs. 2 Nr. 8 

durch 

das Institut fiir Pflanzenschutz in Ackerbau und Grünland, 

das Institut fiir ökologische Chemie. 
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1.3 Pflichtaufgaben: 

• Unterrichtung und Beratung des BML auf dem Gebiet des Pflanzenschutzes gern. § 33 Abs. 

2 Nr. 1 

durch 

die Abteilung für Pflanzenschutzmittel und Anwendungstechnik, 

die Bibliothek Berlin Dahlem, Dokumentationsstelle für Phytomedizin, Informationszen­

trum für tropischen Pflanzenschutz, 

die Abteilung für nationale und internationale Angelegenheiten der Pflanzengesundheit, 

das Institut für Pflanzenschutz in Ackerbau und Grünland, 

das Institut für Pflanzenschutz im Forst, 

das Institut für Pflanzenschutz im Gartenbau, 

das Institut für Pflanzenschutz im Obstbau, 

das Institut für Pflanzenschutz im Weinbau, 

das Institut für Unkrautforschung, 

das Institut für integrierten Pflanzenschutz, 

das Institut für Folgenabschätzung im Pflanzenschutz, 

das Institut für Pflanzenvirologie, Mikrobiologie und biologische Sicherheit, 

das Institut für Nematologie und Wirbeltierkunde, 

das Institut für biologischen Pflanzenschutz, 

das Institut für Vorratsschutz, 

das Institut für ökologische Chemie, 

das Institut für Ökotoxikologie im Pflanzenschutz. 

• Mitwirkung bei der Überwachung zugelassener Pflanzenschutzmittel gern. § 33 Abs. 2 Nr. 3 

i11sbeso11dere durch 

die Abteilung für Pflanzenschutzmittel und Anwendungstechnik, 

das Institut für Pflanzenschutz in Ackerbau und Grünland 

das Institut für ökologische Chemie, 

das Institut für Ökotoxikologie im Pflanzenschutz, 

das Institut für biologischen Pflanzenschutz, 

das Institut für Vorratsschutz, · 

das Institut für Pflanzenschutz im Weinbau. 

• Mitwirkung bei der Überwachung der Pflanzenschutzgeräte, der in der Pflanzenschutzgerä­

teliste eingetragenen Gerätetypen gern. § 33 Abs. 2 Nr. 4 

durch 

die Abteilung für Pflanzenschutzmittel und Anwendungstechnik 



10 

• Prüfung und Entwicklung von Verfahren des Pflanzenschutzes und Mitwirkung beim 

Schließen von Bekämpfungslücken gern. § 33 Abs. 2 Nr. 6 

durch 

die Abteilung für Pflanzenschutzmittel und Anwendungstechnik, 

die Abteilung für nationale und internationale Angelegenheiten der Pflanzengesundheit (im 

Bereich Pflanzenquarantäne und Qualität/Zertifizierung von Pflanzen), 

das Institut für Pflanzenschutz in Ackerbau und Grünland, 

das Institut für Pflanzenschutz im Forst, 

das Institut für Pflanzenschutz im Gartenbau, 

das Institut für Pflanzenschutz im Obstbau, 

das Institut für Pflanzenschutz im Weinbau, 

das Institut für Unlcrautforschung, 

das Institut für integrierten Pflanzenschutz, 

das Institut für Folgenabschätzung im Pflanzenschutz, 

das Institut für Pflanzenvirologie, Mikrobiologie und biologische Sicherheit, 

das Institut für Nematologie und Wirbeltierkunde, 

das Institut für biologischen Pflanzenschutz, 

das Institut für Vorratsschutz, 

das Institut für ökologische Chemie, 

das Institut für Ökotoxikologie im Pflanzenschutz. 

• Prüfung von Pflanzen auf ihre Widerstandsfahigkeit gegen Schadorganismen gern. § 33 Abs. 

2Nr. 7 

durch 
das Institut für Pflanzenschutz in Ackerbau und Grünland, 

das Institut für Pflanzenschutz im Gartenbau, 

das Institut für Pflanzenschutz im Obstbau, 

das Institut für Unlcrautforschung, 

das Institut für Pflanzenvirologie, Mikrobiologie und biologische Sicherheit, 

das Institut für Nematologie und Wirbeltierkunde, 

die Abteilung von Pflanzenschutzmittel und Anwendungstechnik 

• Bibliothekarische und dokumentarische Erfassung, Auswertung, Bereitstellen von Informa­

tionen gern. § 33 Abs. 2 Nr. 2 

durch 
die Bibliotheken in Berlin-Dahlem, Braunschweig und Kleinmachnow, 

die Abteilung für nationale und internationale Angelegenheiten der Pflanzengesundheit 
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• Entgegennalune von Meldungen gern. § 19 i.V.m. § 3 Pflanzenschutzmittelverordnung 

• Entgegennalune der Anmeldung von Pflanzenschutzgeräten gern. § 25 

• Unterrichtung der zuständigen Behörden der Länder über die Ergebnisse der Meldungen 

gern. § 19 Abs. 3 

du reiz 

die Abteilung fiir Pflanzenschutzmittel und Anwendungstechnik 

• Prüfung von Pflanzenschutzmittelwirkstoffen nach den von der Europäischen Gemeinschaft 

erlassenen Bestimmungen gern. § 33 Abs. 2 Nr. 11 

dureil 

die Abteilung fiir Pflanzenschutzmittel und Anwendungstechnik, 

das Institut fiir Pflanzenschutz in Ackerbau und Grünland, 

das Institut fiir Pflanzenschutz im Gartenbau, 

das Institut fiir Pflanzenschutz im Forst, 

das Institut fiir biologischen Pflanzenschutz. 

1.4 Mitwirkungspflichten: 

• Mitwirkung bei der Bewertung von Stoffen nach dem ChemG gern. § 33 Abs. 2 Nr. 9 

PflSchG i.V.m. § 12 Abs. 2 ChernG, Nr. 7.3 ChemVwV-Bewertung 

durclz 

das Institut fiir Ökotoxikologie im Pflanzenschutz. 

2. Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung vom 10.11.1992, i.d.F. vom 24.01.1997 

(BGBI. I S. 60) 

2.1 Verwaltungsakte: 

• Genehmigung gern. § 7 Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung 

du reiz 

die Abteilung fiir Pflanzenschutzmittel und Anwendungstechnik. 

3. Gesetz zur Regelung der Sicherheitsanforderungen an Produkte und zum Gesetz 

der CE-Kennzeichnung (Produktsicberbeitsgesetz- ProdSG) vom 22. April1997 

(BGBI. I S. 934) 

3.1 Verwaltungsakte: 

• Warnung vor einem nicht sicheren Produkt gern.§ 8 i.V.m. § 2 Abs. 3 Nr. 2 ProdSG 
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• Rückruf eines nicht sicheren Produktes gemäß § 9 i.V.m. § 2 Abs. 3 Nr. 2 ProdSG 

• Erlaß eines Bußgeldbescheides wegen Verstoßes gegen eine vollziehbare Anordnung nach 

§ 8 S. 1 gern. § 15 Abs. 2 Ziff. 2 und Abs. 3 ProdSG 

•Erlaß eines Bußgeldbescheides wegen Verstoßes gegen eine vollziehbare Anordnung nach 

§ 9 S. 1 gern.§ 15 Abs. 2 Ziff. 2 und Abs. 3 ProdSG 

durch 

die Abteilung fiir Pflanzenschutzmittel und Anwendungstechnik 

4. Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten beim Menschen, 

Bundes-Seuchengesetz (BSeuchG) vom 18.12.1979, i.d.F. vom 24.03.1997 (BGBI. I 

s. 594, 705) 

4.1 Mitwirkungspflichten: 

• Benehmen bei der Bekanntmachungsliste, soweit die Mittel Wirkstoffe enthalten, die in zu­

gelassenen oder in der Zulassungsprüfung befindlichen Pflanzenschutzmittel enthalten sind 

(§ 1 Oe Abs. 2 BSeuchG) 

durch 

die Abteilung fiir Pflanzenschutzmittel und Anwendungstechnik 

5. Verordnung zum Schutz vor gefährlichen Stoffen (GefStoffVO) vom 26.10.1993, i.d.F. 

vom 27.01.1999 (BGBI. I S. 50, 60) 

5.1 Mitwirkungspflichten: 

• Beteiligung an dem Ausschuß :fiir Gefahrstoffe gern. § 52 Abs. 1 GefStoffV 

durch 

das Institut fiir Ökotoxikologie im Pflanzenschutz. 

6. Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) vom 25.05.1976, i.d.F. vom 21.09.1998 (BGBI. 

I S. 3050) 

6.1 Verwaltungsakte: 

• Widerruf (nachträgliche Aufhebung oder Abänderung bei rechtmäßigen Verwaltungsakten) 

der Zulassung oder Genehmigung von Pflanzenschutzmitteln oder sonstiger Verwaltungs­

akte der BBA gern. § 49 Abs. 2 S. 1 VwVfG 
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•Rücknahme (nachträgliche Aufhebung oder Abänderung bei rechtswidrigen Verwaltungsak­

ten) der Zulassung oder Genehmigung von Pflanzenschutzmitteln oder sonstiger Verwal­

tungsakte gern. § 48 Abs. 1 S. 2 i.V.rn. Abs. 2 bis 4 VwVfG 

durch 

die Abteilung für Pflanzenschutzmittel und Anwendungstechnik, soweit sie Verwaltungsakte 

nach dem PflSchG (Ausnahme: § 16 Abs. 2 PflSchG) erläßt, 

das Institut für Pflanzenschutz in Ackerbau und Grünland, soweit es einen Verwaltungsakt 

nach der Kartoffelschutzverordnung erläßt, 

das Institut für Nernatologie und Wirbeltierkunde, soweit es einen Verwaltungsakt nach der 

Kartoffelschutzverordnung und nach Merkblatt 67 der BBA Vogelnistgeräte erläßt. 

6.2 Amtshilfe gern. §§ 4 bis 8 VwVfG: 

• Beratung der Pflanzenschutzdienststellen der Länder im Einzelfall 

du reiz 

die Abteilung für Pflanzenschutzmittel und Anwendungstechnik, 

das Institut fiir Pflanzenschutz im Forst, 

das Institut für Pflanzenschutz in Ackerbau und Grünland, 

das Institut für Pflanzenschutz im Gartenbau, 

das Institut für Pflanzenschutz im Obstbau, 

das Institut für Pflanzenschutz im Weinbau, 

das Institut für Unkrautforschung, 

das Institut für integrierten Pflanzenschutz, 

das Institut fiir Folgenabschätzung im Pflanzenschutz, 

das Institut für Ökotoxikologie im Pflanzenschutz, 

das Institut für Nernatologie und Wirbeltierkunde, 

das Institut für biologischen Pflanzenschutz, 

das Institut für ökologische Chemie, 

das Institut fiir Vorratsschutz, 

das Institut für Pflanzenvirologie, Mikrobiologie und biologische Sicherheit, 

die Abteilung fiir nationale und internationale Angelegenheiten der Pflanzengesundheit, 

die Bibliothek in Berlin Dahlem, Dokumentationsstelle fiir Phytomedizin, Informationszen­

trum für tropischen Pflanzenschutz. 

• Untersuchung von Pflanzenmaterial und Schadorganismen auf Ersuchen der Pflanzen­

schutzdienststellen 

durc/z 

die Abteilung für nationale und internationale Angelegenheiten der Pflanzengesundheit, 

das Institut für Unkrautforschung, 

das Institut für Pflanzenschutz in Ackerbau und Grünland, 
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das Institut für Pflanzenschutz im Gartenbau, 

das Institut für Pflanzenvirologie, Mikrobiologie und biologische Sicherheit, 

das Institut für Pflanzenschutz im Obstbau, 

das Institut für Nematologie und Wirbeltierkunde, 

das Institut für biologischen Pflanzenschutz. 

• Abgabe von Bakterien und Pilzkulturen an Pflanzenschutzämter 

durch 

das Institut für Pflanzenvirologie, Mikrobiologie und biologische Sicherheit, 

das Institut für Pflanzenschutz im Forst, 

das Institut für Pflanzenschutz in Ackerbau und Grünland, 

das Institut für Pflanzenschutz im Obstbau, 

die Abteilung für nationale und internationale Angelegenheiten der Pflanzengesundheit 

• Mithilfe bei der Pflanzenbeschau im Einzelfall 

durch 

das Institut für Pflanzenschutz im Forst, 

das Institut für Pflanzenschutz im Obstbau, 

das Institut für Vorratsschutz, 

das Institut für Nematologie und Wirbeltierkunde, 

das Institut für Pflanzenschutz im Weinbau, 

die Abteilung für nationale und internationale Angelegenheiten der Pflanzengesundheit 

•Beteiligung an dem Ausschuß StoffeNerpackungen (ASV) im Gefahrgut-Verkehrsbeirat 

• Gefahrenbewertung bei Altlasten im Rahmen der Arbeitsgruppe zur Gefahrenbewertung von 

Altlasten beim Umweltbundesamt 

durch 

das Institut für Ökotoxikologie im Pflanzenschutz. 
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7. Gentechnikgesetz (GenTG) vom 16.12.1993, i.d.F. vom 21.09.1997 (BGBI. I S. 2390), 

Gentechnik-Beteiligungsverordnung vom 17.05.1995 (BGBI. I S. 734) und Neuartige 

Lebensmittel- und Lebensmittelzutaten-Verordnung (NLV) vom 13.08.1999 (BGBI. 

s. 1885) 

7.1 Mitwirkungspßichten: 

• Stellungnahme vor der Erteilung einer Genehmigung für das Inverkehrbringen gentechnisch 

veränderter Organismen gern. § 16 Abs. 4 S. 3 Gentechnikgesetz 

• Einvernehmen bei der Entscheidung über eine Freisetzung gentechnisch veränderter Orga­

nismen gern.§ 16 Abs. 4 S. 1 Gentechnikgesetz 

• Stellungnahme bei Anträgen zur Freisetzung gentechnisch veränderter Organismen aus Mit­

gliedsstaaten der Europäischen Union oder anderen Vertragsstaaten des Abkommens über 

den Europäischen Wirtschaftsraum gern.§ 2 Gentechnik-Beteiligungsverordnung 

• Stellungnahme bei Anträgen zum Inverkehrbringen von Produkten aus den Mitgliedsstaaten 

der Europäischen Union oder anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäi­

schen Wirtschaftsraum gern. § 4 Gentechnik-Beteiligungsverordnung 

• Stellungnahme bei Anträgen auflnverkehrbringen neuartiger Lebensmittel und Lebensmit­

telzutaten, falls keine Genehmigung für das Inverkehrbringen nach dem GenTG vorliegt 

gern.§ 2 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 NLV 

du reiz 

das Institut für Pflanzenvirologie, Milaobiologie und biologische Sicherheit. 

8. Verordnung zur Bekämpfung der Scharka-Krankheit vom 07.06.1971, i.d.F. vom 

10.11.1992 (BGBI. I S. 1887) 

8.1 Mitwirkungspflichten: 

•Anhörung der BBA gern.§ 5 Abs. 2 S. 2 Verordnung zur Bekämpfung der Scharka-Krank­

heit 

dllrclz 

das Institut für Pflanzenschutz im Obstbau. 
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9. Verordnung zur Bekämpfung der Reblaus vom 27.07.1988, i.d.F. vom 27.10.1999 

(BGBI. I S. 2070) 

9.1 Verwaltungsakte: 

• Prüfung der Anfälligkeit einer Wurzelrebe fiir die Wurzelreblaus gern. § 4 Abs. 2 Nr. 2 

durch 

das Institut fiir Pflanzenschutz im Weinbau. 

9.2 Schlicht hoheitliches Handeln: 

• Bekanntgabe gern. § 4 Abs. 2 S. 3 der fiir die Reblaus nicht anfälligen Rehsorten 

durch 
das Institut fiir Pflanzenschutz im Weinbau, 

die Abteilung fiir nationale und internationale Angelegenheiten der Pflanzengesundheit 

10. Kartoffelschutzverordnung vom 29.10.1997 (BGBI. I S. 2604 ff.) 

10.1 Verwaltungsakte: 

• Bestimmung und Anerkennung der Resistenz von Kartoffelsorten gegen eine Rasse der Kar­

toffelnematoden gern.§§ 3 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 i.V.m. 3 Abs. 4 S. 2 Kartoffelschutzverordnung 

durch 

das Institut fiir Nematologie und Wirbeltierkunde. 

• Entscheidung über die Bestimmung der Resistenz einer Kartoffelsorte gegen eine Rasse des 

Erregers des Kartoffelkrebses gern. §§ 3 Abs. 4 S. 1 Ziff. 1 i.V.m. 3 Abs. 4 S. 2 Kartoffel­

schutzverordnung 

durch 

das Institut für Pflanzenschutz im Ackerbau und Grünland. 

11. Verordnung zur Bekämpfung des Feuerbrandes vom 20.12.1985, i.d.F. vom 

27.10.1999 (BGBI. I S. 2070) 

11.1 Schlicht hoheitliches Handeln: 

• Bekanntgabe der hochanfälligen Wirtspflanzen des Feuerbrandes gern. § 1 Abs. 2 im Bun­

desanzeiger 
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durch 

das Institut fiir Pflanzenschutz im Obstbau, 

die Abteilung fiir nationale und internationale Angelegenheiten der Pflanzengesundheit 

12. Pflanzenbeschauverordnung vom 10. Mai 1989, i.d.F. vom 27.10.1999 

(BGBI. I S. 2070) 

12.1 Pflichtaufgaben 

• Mitteilung an die Kommission der EG oder die zuständigen Behörden anderer 

Mitgliedstaaten 

- über das Auftreten und den Verdacht des Auftretens von Schadorganismen sowie über die 

Durchfiihrung der Maßnahmen zur Verhinderung der Gefahr ihrer Einschleppung oder 

Ausbreitung gern.§ 14b Abs. 1 Nr. 1 

-über Ausnahmen gern.§ 14b Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. § 14 Absätze 1 oder 2 sowie§ 14a Abs. 1 

- über Beanstandungen bei Drittlandsendungen bei Veranlassung von Maßnahmen 

(Zurückweisung, Behandlung. Vernichtung etc.) gern.§ 14b Abs. 1 Nr. 1 

-über Beanstandungen bei Sendungen aus anderen Mitgliedstaaten gern.§ 14b Abs. 2 Nr. 1 

i.V.m. § 13c oder §13j oder§ 13g 

durch 

die Abteilung fiir nationale und internationale Angelegenheiten der Pflanzengesundheit 

13. Gesetz über die Überwachung und Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbrin­

gung von Abfällen (Abfallverbringungsgesetz- AbtverbrG) vom 30.09.1994 (BGBI. 

I S. 2771) 

13.1 Pflichtaufgaben 

• Datenerhebung gern. § 9 Abs. 1 

• Weitergabe von Daten an enumerativ aufgefiihrte Behörden und Stellen gern. § 9 Abs. 2 

durch 

das Institut fiir Ökotoxikologie im Pflanzenschutz. 
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14. Kraft Sachzusammenhangs zum Pflanzenschutzgesetz vom 15.09.1986, i.d.F. vom 

27.06.1994 (BGBI. I S. 1440) 

14.1 Verwaltungsakte 

•Prüfung von Vogelnistgeräten gern. MerkblattNr. 67 derBBA vom Januar 1989 

du reiz 

das Institut für biologischen Pflanzenschutz. 

14.2 Pflichtaufgaben: 

• Ausstellen einer Identitätsbescheinigung über "identische Pflanzenschutzmittel" 

du reiz 

die Abteilung fiir Pflanzenschutzmittel und Anwendungsteclmik. 

• Liefern von Dokumentationseinheiten an die ZADI gern. § 7 Abs. 1 der Verwaltungsverein­

barung zwischen Bund und Ländern über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Informa­

tion und Dokumentation im Fachbereich Ernährung, Land- und Forstwirtschaft vom 1. Juli 

1992 

• Informationsdienstleistungen an Dritte gemäß Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und 

Ländern über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Information und Dokumentation im 

Fachbereich Ernährung, Land- und Forstwirtschaft vom 1. Juli 1992 

• Abgabe von Druckschriften an die Deutsche Bibliothek (Gesetz über die Deutsche Biblio­

thek vom 31. März 1969, i.d.F. vom 23. September 1990, BGBl TI 1990 S. 885, Pflicht­

stückverordnung (PflStV) vom 14. Dezember 1982, i.d.F. vom 25. Oktober 1994, BGBI I S. 

3082, 3115) 

• Abgabe von amtlichen Drucksachen an öffentliche Bibliotheken (Erlasse vom 12. Mai 1958 

und vom 17. März 1961, GMB11958 S. 209 f., 1961 S. 235) 

• Ablieferung von Veröffentlichungen an die Staatsbibliothek der Stiftung Preußischer Kul­

turbesitz (Erlaß vom 26. September 1968 mit Ergänzungen vom 5. November 1968, abge­

druckt in Lansky, Bibliotheksrechtliche Vorschriften, 2. Aufl., Nr. I 310) 

• Ablieferung von Pflichtexemplaren (Gesetz über die Ablieferung von Pflichtexemplaren 

(PflExG) vom 29. Nov. 1994, GVBl für Berlin 1994, S. 488) 

• Abgabe amtlicher Drucksachen an die Staatsbibliothek Preußischer Kulturbesitz Berlin für 

Zwecke des internationalen Schriftentausches (Erlaß vom 22. Juli 1958, GMB11958, S. 339) 

• Teilnahme am deutschen Leihverkehr (Leihverkehrsordnung für die Deutschen Bibliothe­

ken, empfohlen von der Kultusministerkonferenz am 13.01.1993, abgedruckt im Dienstblatt 

des Senats von Berlin, Teil ill, 1994, S. 1) 
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durch 

die Bibliothek in Berlin-Dahlem, Dokumentationsstelle für Phytomedizin und die Bibliothek 

Braunschweig. 

• Informationsaustausch zwischen den Staaten gern. Art. 9.3 International Code of Conduct on 

the Distribution and Use ofPesticides (Code ofConduct) i.V.m. Erlaß des BML vom 

11.06.1990, Gz.: 313-3320-2/2 

• Information der F AO über Verbot und strenge Beschränkung der Anwendung oder Handha­

bung eines Pflanzenschutz- oder Schädlingsbekämpfungsmittels gern. Art. 9.1 Code ofCon­

duct i.V.m. Erlaß des BML vom 11.06.1990, Gz.: 313-3320-2/2 

•Information der deutschen Exporteure und Industrie über die Entscheidung der am PIC-Ver­

fahren teilnehmenden Einfuhrländer gern. Art. 9.11 Code ofConduct i.V.m. Erlaß des BML 

vom 11.06.1990, Gz.: 313-3320-2/2 

• Zuarbeit für die Bundesanstalt für Arbeitsschutz im Rahmen des gemeinsamen Notifizie­

rungs- und PIC-Verfahrens, soweit es Pflanzenschutzmittel betrifft, gern. VO (EWG) Nr. 

2455/92 des Rates vom 23.07.1992 i.V.m. der Bekanntmachung zu der VO (EWG) Nr. 

2455/92 des Rates vom 23.07.1992, BAnz vom 22.09.1993 

• Unterrichtung der zuständigen Behörde der Länder über die Ergebnisse der Meldungen gern. 

§ 19 Abs. 3 PflSchG 

• Übermittlung von Daten gern. § 38a Abs. 1 PflSchG 

•Allgemeine Durchführung des in Art. 8 Abs. 2 der Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 

15.07.1991 festgelegten Arbeitsprogrammes zur Prüfung sog. alter Wirkstoffe sowie die 

Sicherstellung der Zusammenarbeit mit den Herstellern, den übrigen Mitgliedstaaten und der 

Kommission (Art. 3 der Verordnung (EWG) Nr. 3600/92 vom 11.12.1992, Art. 3 der Ver­

ordnung (EG) Nr. 451/2000 vom 28.02.2000 und Erlaß des BML vom 11.08.93, Az.: 313-

1342/8) 

• Durchführung der Koordination der Wirkstoftprüfung mit den Mitgliedstaaten gemäß Ver­

trag der BBA mit der Europäischen Kommission vom 18. Dez. 1998 i. V .m. der Verordnung 

(EWG) Nr. 3600/92 vom 11.12.1992 

durch 

die Abteilung für Pflanzenschutzmittel und Anwendungstechnik 

•Teilnahme an dem Ständigen Ausschuß für Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Zier­

pflanzen gern. Erlaß des BML vom 19.01.1995, Gz.: 313-1341-1/187 

•Teilnahme an dem Ständigen Ausschuß für Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obst­

arten gern. Erlaß des BML vom 19.01.1995, Gz.: 313-1341-11187 

durch 

die Abteilung für nationale und internationale Angelegenheiten der Pflanzengesundheit 
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15. Kraft Sachzusammenhangs zur Pflanzenbeschauverordnung vom 10.05.1989, i.d.F. 

vom 25.07.1996 (BGBI. I S. 1171) 

15.1 Pflichtaufgaben 

• Beteiligung amInformationsaustausch EU- BRD- Bundesländer gern. § 38a Abs. 2 

PflSchG i.V.m. Art. 1 Abs. 6 der RiL des Rates vom 21.12.1976 77/93/EWG über 

Maßnahmen zum Schutz gegen das Vorliegen von Schadorganismen der Pflanzen oder 

Pflanzenerzeugnisse 

• Teilnahme an dem Ständigen Ausschuß Pflanzenschutz-Schadorganismus der Europäischen 

Kommission gern. Erlaß des BML vom 19.01.1995, Gz.: 313-1341-1/187 

• Vorbereitung von Informationsreisen des EG-Pflanzenschutzinspektorrates in Deutschland 

einschließlich der Klärung spezieller Fachfragen mit den Pflanzenschutzdienststellen der 

Länder gemäß Erlaß vom 10.07.1996, Gz.: 313-1341-1/87 

durch 

die Abteilung fiir nationale und internationale Angelegenheiten der Pflanzengesundheit 
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(Stand: September 1998). Bearbeitet von Edelgard Adam, 59 S. 
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